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Es geht umviel am8.März.Dann
stimmt das Schweizer Volk dar-
über ab, ob es das Steuersystem
umkrempeln und so die Heirats-
strafe abschaffenwill.Neu sollen
Ehepartner getrennt veranlagt
werden – wie Konkubinatspaa-
re. Es wäre die grösste Steuer-
reform seit der Einführung der
Mehrwertsteuer 1995.

Historisch ist aber nicht nur
die Reform, die Bundesrat und
Parlament vorschlagen. Histo-
risch ist auch der Widerstand,
der ihr erwächst. Gleich zwei Re-
ferendenwurdendagegen ergrif-
fen und sind auch zustande ge-
kommen. Zum einen sammelte
eine überparteiliche Allianz von
SVP, Mitte, EVP und EDU über
65’000 Unterschriften. Zum an-
deren haben zehn Kantone das
Kantonsreferendum ergriffen.
Dafür braucht es laut Verfassung
mindestens acht Stände.

Erst zum zweiten Mal in der
Geschichte machen die Kantone
von diesemRecht Gebrauch.Das
ersteMalwehrten sie sich vor gut
20 Jahren gegen ein Steuerpaket,
das darauf prompt vomVolk ver-
worfen wurde.

Auch derProtest gegen die In-
dividualbesteuerung ist heftig.
Dahinter stehen weit mehr als
die zehn Referendumskantone.
Mindestens 18 Kantone haben
sich gestern dafür ausgespro-
chen,dass sich die Konferenz der
Kantonsregierungen (KdK) gegen
die Individualbesteuerung auf-
lehnen soll. Wie viele es genau
sind, will die KdK nicht bekannt
geben. Aber es müssen mindes-
tens 18 gewesen sind. Wären es
weniger, würde die KdK gemäss
ihren eigenen Regeln nicht offi-
ziell Position beziehen.

Mehr Arbeit undweniger
Einnahmen befürchtet
DieKantone sehenmit der Indivi-
dualbesteuerunggrosseProbleme
auf sich zukommen. Zum einen,
weil sie deutlich mehr Steuerer-
klärungen bearbeiten müssten.
Man erwartet etwa 1,7 Millionen
zusätzliche Dossiers. Das verur-
sachemehrArbeit für die Steuer-

ämter und erfordere mehr Kont-
rolleure, kritisieren die Kantone.

Zum andern müssten sie als
Folge der Individualbesteuerung
ihre eigenen Gesetze anpassen,
weil auch sie den Systemwech-
sel vollziehen müssten. Wie ge-
nau sie ihre Tarife und Abzüge
ändern würden, ist ihnen über-
lassen. Sie befürchten aber, dass
dies bei ihnenwie beim Bund zu
Steuerausfällen führen würde.

Der Bund rechnetmit jährlich
600 Millionen Frankenweniger.
In den Kantonen wird es wohl
auch nicht ohne Abstriche ge-
hen, wenn die kantonsinternen
Reformen politisch mehrheits-
fähig sein sollen.

Schliesslichhat die Individual
besteuerung auchAuswirkungen
auf diverse andere Gesetze. Da-

bei stellen sich viele Fragen. Hat
etwa eine nicht erwerbstätige
Frau künftig Anspruch auf Prä-
mienverbilligungen,weil sie selbst
fast kein Einkommen hat? Auch
wenn ihrEhemanneinehalbeMil-
lion Franken verdient? Und wie
verfährt man bei Kita-Vergüns-
tigungen und bei Stipendien für
studierendeKinder?All diese Fra-
gen müssten die Kantone klären.
Und davor graust ihnen. Zumal

sie sich auf den Standpunkt stel-
len,dass sie selbst die sogenannte
Heiratsstrafe bereits abgeschafft
haben – ohne Individualbesteue-
rung. Stattdessen haben die Kan-
tone ihre Steuertarife angepasst
und zum Teil ein Splitting der
Einkommen eingeführt. Dassel-
be hätten sie vom Bund erwartet.

Der Städteverband
widerspricht den Kantonen
Der Städteverband hingegen be-
grüsst die Individualbesteuerung.
Dank ihrwürden höhereArbeits-
pensen fürZweitverdiener finan-
ziell attraktiver. Dies steigere die
Erwerbstätigkeit derFrauen,was
sich wiederum positiv auf die
Gleichstellung auswirke und die
SchweizerWirtschaft stärke. Der
Vorstand des Gemeindeverbands

wiederumverzichtet auf eineAb-
stimmungsparole.

Die Konferenz derKantonsre-
gierungen hingegenwill sich klar
gegen die Steuerreform positio-
nieren. Sie plant, dies mit einer
Medienkonferenz Ende Januar zu
unterstreichen unddort ihre Ein-
wände vorzubringen. Eine pla-
kative Kampagne ist allerdings
nicht vorgesehen. Das verbieten
die Regeln derKdK.Diesen zufol-
ge muss die Konferenz der Kan-
tonsregierungen «faktenbasiert
und sprachlich zurückhaltend»
informieren. Sie spricht sich auch
für ein Nein zur SRG-Initiative
aus. Denn mit einer Halbierung
der finanziellenMittel könne die
SRG ihren Service-public-Auftrag
in den Regionen nichtmehr aus-
reichend erfüllen.

Kantone gegen Individualbesteuerung
Abschaffung der Heiratsstrafe Der Unmut der Kantone ist gross. Erst zum zweiten Mal in der Geschichte ergriffen
zehn Stände das Kantonsreferendum. Nun zeigt sich: Es lehnen sich noch viel mehr gegen die Steuerreform auf.
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Die Kantone sehen
mit der Individual-
besteuerung grosse
Probleme auf sich
zukommen.


